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«KeinSteinkannaufdemanderenbleiben»
EuropäischeUnion Der Brexit verändere die Europäische Union in ihren Grundfesten, sagt der

deutsche Starökonom Hans-Werner Sinn. Er befürchtet, dass sich Europa zu einer Handelsfestung entwickeln wird.

Interview: Roman Schenkel

Hans-WernerSinn,diebritische
PremierministerinTheresaMay
wolltemitdervorgezogenenParla-
mentswahl«einestarkeundstabile
Regierung»erreichen,nunhat sie
gardieMehrheit imParlament
verloren.Washeisstdas fürdie
Brexit-VerhandlungenmitderEU?
Das schwächt zwar die Premierministe-
rin,dochbedeutetes schondeshalbkeine
Abkehr vom Brexit, weil sich ja auch La-
bourganzeindeutigdafürausgesprochen
hat. Im Wahlkampf ging es um ganz an-
dere Dinge. Das war vielleicht der Fehler
von Theresa May. Hätte sie den Wahl-
kampf auf den Brexit bezogen, hätte sie
ein klareres Mandat bekommen.

Siegehenalsonichtdavonaus,dass
sichamAustrittGrossbritanniens
ausderEUetwasändernwird?
Nichtgrundsätzlich,dochkannMay jetzt
nicht mehr auftrumpfen. Sie wird sehr
viel vorsichtiger verhandeln müssen, als
es ihr sonst möglich gewesen wäre.

WasheisstderBrexit fürdieEU?
Er ist eine schwere Erschütterung.
Nimmt man die Wirtschaftsleistung
Grossbritanniens, ist der Brexit gleich-
bedeutend mit dem Austritt der 19 oder
20 kleinsten EU-Länder. Und bedenken
Sie, dass die Europäische Union insge-
samtnur 28 Mitgliedsstaaten hat. Das ist
ein so dramatisches Ereignis in der euro-
päischenGeschichte,dass jetztkeinStein
auf dem anderen bleiben kann. Man
mussgenauüberlegen,wiemandasneue
europäische Gebäude konstruiert. Wir
brauchen Neuverhandlungen der EU-
Verträge, während wir parallel mit den
Briten über deren Austritt verhandeln.

MacronundMerkel stehenNeuver-
handlungenwohlwollendgegen-
über.DieVorstellungenüberdie
Inhaltegehenaberweit auseinander.
Positiv ist, dass sich Emmanuel Macron
im Gegensatz zu Marine Le Pen zu Euro-
pa bekennt. Seine Vorstellungen von
Europa als Transferunion decken sich
abernichtmitdem,wasmanalsÖkonom
gutfindenkann.Erwill einegemeinsame
europäische Einlagenversicherung, mit
der die Bürger Nordeuropas die Bank-
pleiten in Südeuropa auffangen. Er will
eine gemeinsame Arbeitslosenversiche-
rung, mit der sie die Arbeitslosigkeit der
Südländer bezahlen. Er will ein gemein-
sames Budget, ein neues Parlament für
die Eurozone und und und. Die Motive
sindallzudurchsichtig.Macronwill einen
gewaltigenUmverteilungsmechanismus
einleiten. Das ist in vieler Hinsicht prob-
lematisch und würde zu Missbrauch und
zu erheblichen Verwerfungen führen.
Mich stört vor allem, dass er die Euro-
zone zu einer neuen Staatlichkeit ver-
dichten will.

Was istdarannichtgut?
Ich habe nichts dagegen, die EU in Rich-
tung einer politischen Union weiterzu-
entwickeln, wenn man denn die Haupt-
sache einer solchen Union in den Vorder-
grund stellt, nämlich die
Sicherheitspartnerschaft vor allem im
militärischen Bereich. Macron will aber
nicht die EU, sondern die Eurozone stär-
ker zusammenschweissen. Mit seiner
Politik des Europa der zwei Geschwin-
digkeiten teilt er Mitteleuropa und spal-
tet die nord- und osteuropäischen EU-
Länder ab. Das sind ja nicht wenige. Es
sind Dänemark, Schweden, Polen,
Tschechien,Ungarn,Kroatien,Bulgarien
und Rumänien. Sie sind nicht im Euro,
obwohl sie EU-Mitglied sind.

DieerstenReaktionen inDeutsch-
landwarenabernicht soablehnend.
Zunächsthat jederaufgeatmet,dassMa-
rine Le Pen nicht gewählt wurde. Man

mussdemjungenPräsidentenmiteinem
gewissenWohlwollenbegegnen.Danach
muss man ihn aber wegbringen von sei-
nen problematischen Forderungen. Der
DeutscheBundestagkannderSchaffung
einer eigenen Budgethoheit und einer
SteuerkompetenzderEurozonenicht zu-
stimmen. Dadurch würde nämlich sein
Budgetrecht eingeschränkt, und das
kann nur das Volk beschliessen.

Esbräuchte eineVerfassungsände-
rung.
Es müsste zwingend eine Volksabstim-
mung geben. Das ist in Deutschland,
anders als in der Schweiz, ein seltenes
Ereignis. Ich kann mir nicht vorstellen,
dass die Deutschen dieser Idee ohne
Gegenleistung zustimmen werden.

Dennoch wird Macron seine Ziele ein
Stück weit erreichen.

Weshalb?
Er wird die Hälfte dessen, was er haben
will, bekommen. Das war bei allen Ver-
handlungen so. Seit dem Maastrichter
Vertrag ist es immer das Gleiche. Frank-
reich fordert 100, Deutschland wehrt
sich, ziert sich, zieht rote Linien, ver-
schiebt sie, und Frankreich kriegt dann
am Ende 50. So wird es auch diesmal
sein. Die Forderungen kommen immer
von Frankreich, Deutschland selbst ent-
wickelt kaum jemals eine Initiative.

WelcheFolgewirkungenwirdder
Brexit aufdiePolitikderEUhaben?
Das entscheidende Gremium ist der Mi-

nisterrat.DortgibteseineSperrminorität
von 35 Prozent der Bevölkerung. Wenn
eine Gruppe von Ländern 35 Prozent der
EU-Bevölkerunghinter sichhat, kannsie
nicht überstimmt werden. Grossbritan-
nien hatte zusammen mit Deutschland,
Holland, Österreich und Finnland genau
35 Prozent erreicht. Die mediterranen
Länder inklusiveSlowenienundKroatien
kamen auf 38 Prozent. Beide Gruppen
hielten sich die Waage, denn jede konnte
unliebsame Beschlüsse blockieren. Mit
dem Brexit verschieben sich diese Mehr-
heiten. Der erste Block schrumpft auf
rund 25 Prozent. Der zweite geht auf 43
Prozent hoch.

Waswirddasbewirken?
Das politische Gleichgewicht wird zer-

stört. DieMachtbalance, die es zwischen
den eher freihandelsorientierten Län-
dern des Nordens und den staatsgläubi-
gen, protektionistischen Ländern des
Südens gegeben hat, kommt ins Kippen.
Ich befürchte, dass dadurch Europa zu
einer Handelsfestung ausgebaut wird.
Eine Festung, die ihre nicht mehr wett-
bewerbsfähigen Industrien durch Han-
delsbarrieren schützen möchte.

Auch indenUSAist einProtektionist
anderMacht.
Das wäre keine gute Gemengelage. Ich
kann mir ein Szenarium vorstellen, in
dem Trump und die Europäer einander
die Bälle zuspielen und sich gegenseitig
mit protektionistischen Massnahmen
hochschaukeln. Das wäre gefährlich für
Länder wie Deutschland und die
Schweiz,die starkvomAussenhandelab-
hängig ist.

Sie sindEuro-Skeptiker.DieGe-
meinschaftswährunghält sichbis
heute.MüssenSie IhreSichtkorri-
gieren?
Nein. Der Euro hat die Krisen nur durch
Sozialisierungsaktionenüberstanden. Im
Maastrichter Vertrag gibt es die No-Bail-
out-Klausel.Griechenlandhätte lautVer-
trag pleitegehen müssen, und die Gläu-
biger Griechenlands – zu einem grossen
Teil französischeBanken–hättenauf ihre
Forderungen verzichten müssen. Diese
Regeln wurden jedoch über Bord gewor-
fen. Stattdessen hat man eine Haftungs-
union geschaffen. Die Zinsen der hoch-
verschuldeten Länder werden durch die
Gemeinschaftshaftung künstlich verrin-
gert, was diese Länder veranlasst, sich
immer höher zu verschulden. Die Ge-
meinschaftshaftunghat zwardieFinanz-
märkte beruhigt und eine weitere Krise
verhindert, abereinevielgrössereGefahr
heraufbeschworen,weil sieEuropa inden
Schuldensumpf lenkt.

Themenwechsel: EndeSeptember
stehtdieBundestagswahl in
Deutschlandan,welcheRolle spielt
dabeiEuropa?
Fast keine. Es geht vor allem um Innen-
politik. Das ist nicht gut. Denn Europa
steht ja zur Disposition. Die Weichen
müssenneugestelltwerden.Macronwill
den Zug auf dem alten Weg, der sichtbar
in die falsche Richtung führt, weiter be-
schleunigen, und die Briten sind ausge-
stiegen. Europa müsste eigentlich das
zentraleThemadesWahlkampfs sein, ist
es aber nicht.

Weshalb?
Deutschland geht es scheinbar gut. Die
Welt scheint inOrdnungzusein,dieKon-
junktur läuft auf höchsten Touren, und
das dicke Ende, die platzende Blase nach
der Überhitzung, sowie vor allem die
Konsequenzen der gigantischen Haf-
tungsversprechen, die Deutschland be-
reits abgegeben hat und die es noch ab-
geben soll, wird man erst später spüren.
Dann wird das Wehklagen gross sein.

Es ist sowiesoein ziemlich lauer
Wahlkampf.
Es ist ein langweiliger Wahlkampf, was
insbesondere an der Kanzlerin liegt. Sie
schafftes,brisanteThemenabzuräumen.
Wenn sie das Gefühl hat, dasseine ande-
re Partei ein Thema beackert, das die
Leuteaufregt,dannübernimmtsiederen
Forderungen und lässt das Thema ver-
schwinden. Selbst das Flüchtlingsthema
konntesiederAfDwegnehmen,ohne ihr
Gesicht zu verlieren.

KeineÜberraschungalso.
Das weiss man naturgemäss nie. Merkel
wird aber vermutlich wiedergewählt. Es
bleibtalso inderSpitzeso,wiees ist.Aber
vielleicht werden die Liberalen stark ge-
nugwerden,umzusammenmitderCDU
eine Regierung zu bilden.
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«DieForderungen
kommen immer
vonFrankreich,
Deutschland
selbst entwickelt
kaumjemalseine
Initiative.»

Hans-Werner Sinn
Ökonom

Einflussreicher Ökonom

Hans-Werner Sinn (69) ist der wohl be-
kannteste deutsche Ökonom. Sinn stu-
dierte an der Universität Münster Volks-
wirtschaftslehre. Der gebürtigeWestfale
promovierte 1978 an der Universität
Mannheim, wo er 1983 auch habilitierte.
Die längste Zeit seiner Lehre verbrachte
Sinn als Professor für Nationalökonomie
und Finanzwissenschaft an der Ludwig-
Maximilians-Universität München. Dort
war er bis zu seiner Emeritierung im Jahr
2016 Präsident des ifo-Instituts, Direktor
des Center for Economic Studies (CES)
und Geschäftsführer der CESifo GmbH.
In seinem jüngsten Buch «Der Schwarze
Juni», das er im vergangenen Sommer in

Windeseile niederschrieb, skizziert er ein
umfangreiches Reformprogramm für die
Europäische Union. Die Idee zu dem
Buch sei spontan entstanden, erzählt
Sinn, das Votum der Briten für den EU-
Austritt habe ihn so geschockt, ebenso
wie die zwei Tage später gefallene Ent-
scheidung der Bundesverfassungsrich-
ter, der Europäischen Zentralbank unbe-
grenzte Anleihenkäufe zu erlauben. Seit
diesem Jahr nun hat der deutsche Öko-
nom eine ständige Gastprofessur an der
Universität Luzern. Vergangene Woche
führte er ein erstes Seminar mit elf Stu-
dierenden in der St. Charles Hall in Meg-
gen durch. (rom)
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